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Der Bundesrat billigte Ende März ohne Anhörung sechs Gesetze, die die Folgen der Corona-Krise für Bürger, Unternehmen, Wirtschaft und Gesellschaft abmildern sollen. Sie umfassen Maßnahmen zur sozialen Absicherung und Krankenhausentlastung, Zuständigkeitsänderungen im Infektionsschutzgesetz, Änderungen im Miet-, Insolvenz- und Strafprozessrecht und die Errichtung eines Milliarden-Rettungsschirms für Unternehmen. So fängt das COVID19-Krankenhausentlastungsgesetz fängt wirtschaftliche Folgen für Krankenhäuser und Vertragsärzte auf. Es sieht unter anderem vor, dass Krankenhäuser einen finanziellen Ausgleich für verschobene planbare Operationen und Behandlungen erhalten, um Kapazitäten für die Behandlung von Patienten mit einer Coranavirus-Infektion freizuhalten, einen Bonus für jedes zusätzlich geschaffene Intensivbett und Erleichterungen bei der Rechnungsprüfung durch den Medizinischen Dienst.

 {#Sec2}

Trifft die erwartete Zunahme von behandlungsbedürftigen CoViD-19-Patienten auf vorhersehbar ansteigende Infektionszahlen unter den Pflegefachpersonen, wird die schon vor der Corona-Krise ausgereizte Belastungsgrenze der professionell Pflegenden endgültig überschritten. Die vorhandenen Kapazitäten werden nicht reichen. Darauf verweist der DBfK Nordwest-Vorsitzende Martin Dichter und fordert \"unbürokratische und einfache Sonderregelungen\", um Pflegefachpersonen in den Beruf zurück zu holen.

[dbfk.de](http://www.dbfk.de)
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Es ist eine Ausnahmesituation - und entsprechend ist die Datenlage. Die Informationen über die Ausbreitung des Corona-Virus, Verordnungen, Maßnahmen, wissenschaftliche Erkenntnisse ändern sich nahezu stündlich. Wer den Überblick behalten will, tut gut daran, sich ausschließlich auf seröse Quellen zu verlassen. Das Robert Koch-Institut (RKI), das Bundesgesundheitsministerium, die Bundeszentrale für gesundheitliche Aufklärung, Landesbehörden und Kommunen, auch die Johns Hopkins Universität oder die WHO stellen kontinuierlich aktualisierte Informationen auf ihren Websites zur Verfügung. Verlässliche Informationen wie man sich selbst und andere schützt, finden sich auch auf der Webseite

zusammengegencorona.de
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Die Deutsche Interdisziplinäre Vereinigung für Intensiv- und Notfallmedizin (DIVI), das Robert Koch-Institut (RKI) und die Deutsche Krankenhausgesellschaft (DKG) haben das DIVI Intensivregister freigeschaltet. Über die Website können freie Beatmungsplätze in allen Kliniken Deutschlands registriert und abgefragt werden. Mehr als 1.000 Kliniken sollen zentral erfasst und ihre Kapazitäten öffentlich einsehbar sein. \"Die Möglichkeiten einer maschinellen Beatmung von COVID-19 Patienten hat sich in schwer betroffenen Ländern wie China und Italien als das Nadelöhr in der aktuellen Pandemiesituation gezeigt\", sagt Professor Christian Karagiannidis, Sprecher der DIVI-Sektion \"Lunge - Respiratorisches Versagen\" und Leiter des ECMO-Zentrums der Lungenklinik Köln-Merheim. \"So haben wir zur Vernetzung der Krankenhäuser und ihrer Intensivstationen nun ein System entwickelt, um die Kapazitäten \[\...\] tagesaktuell darzustellen.\"

[divi.de/intensivregister](http://www.divi.de/intensivregister)
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Patienten, Bewohner und Pflegende in der ambulanten und stationären Langzeitpflege sind durch fehlende Schutzkleidung massiv gefährdet. Darauf weist die Pflegeberufekammer Schleswig-Holstein hin. Dies dürfe über die Vorbereitung der Versorgung von Intensivpatienten nicht vergessen werden.

[pflegeberufekammer-sh.de](http://www.pflegeberufekammer-sh.de)
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In Zeiten der SARS-CoV-2-Pandemie engagieren sich Pflegende noch stärker als sonst. Doch welche Auswirkungen hat es, wenn Pflegefachpersonen trotz Symptomen und Kontakts mit Dritten aus Risikogebieten die Arbeit aufnehmen? Hier gilt: Unabhängig von der Motivlage bleibt das Verhalten fehlerhaft, egal ob man den Kollegen zur Seite stehen oder nur verhindern möchte, selbst in Quarantäne zu kommen.

Sorgfältiges Handeln ist Pflicht {#Sec7}
--------------------------------

Wer vorsätzlich oder fahrlässig die Erkrankung einer anderen Person verursacht, hat dafür rechtlich einzustehen, und zwar - je nach Ergebnis des Handelns - wegen (fahrlässiger) Tötung oder (fahrlässiger) Körperverletzung. Fahrlässig handelt, wer die im Verkehr erforderliche Sorgfalt außer Acht lässt. Diese ist bei SARS-CoV-2 klar definiert und ergibt sich aus den Empfehlungen des Robert-Koch-Instituts (RKI). Im begründeten Verdachtsfall hat die betreffende Pflegefachperson sofort telefonisch den Hausarzt, den Kassenärztlichen Bereitschaftsdienst oder das Krankenhaus zu informieren und deren Anweisungen Folge zu leisten. Wer den Standard unterschreitet, handelt fahrlässig und hat für den Schaden aufzukommen. Dabei droht strafrechtlich eine Freiheits- oder Geldstrafe, zivilrechtlich ist ggf. Schadenersatz zu zahlen.

Entscheidend: vorsätzlich oder fahrlässig? {#Sec8}
------------------------------------------

Die Straferwartung hängt zum einen davon ab, ob vorsätzlich oder fahrlässig gehandelt wurde, zum anderen von der Folge, ob beispielsweise ein Dauerschaden oder gar ein Todesfall riskiert oder verursacht worden ist. Für die Differenzierung ist relevant, ob die Pflegefachkraft darauf vertraut hat, dass eine Weitergabe der Infektion nicht eintreten werde. Vorsätzlich handelt, wer zwar damit rechnet, dem es letztlich aber gleichgültig ist. Dies ist im Einzelfall zu entscheiden. Sollte aus persönlichen Gründen eine Quarantäne vermieden werden, etwa weil man private Pläne nicht aufgeben wollte, wird die Rechtsprechung eher einen Vorsatz annehmen. Wer für seine Kollegen einspringen oder seinen Dienst antreten wollte in der Hoffnung, es werde schon gut gehen, wird eher fahrlässig gehandelt haben. Nur bei erheblichen negativen Motiven wird wohl mit einer Freiheitsstrafe ohne Bewährung zu rechnen sein.

Neben der strafrechtlichen Problematik droht die zivilrechtliche. Der festgestellte Schaden hängt stark davon ab, was mit dem Patienten geschehen ist. Kann die geschädigte Person beispielsweise ihrem Beruf nicht mehr nachgehen, muss intensiv gepflegt werden und/oder ist Kindern zum Unterhalt verpflichtet, kann die Schadenshöhe durchaus siebenstellige Beträge erreichen. Aufgrund des sogenannten Arbeitnehmerprivilegs hat grundsätzlich zwar der Arbeitgeber für einen von der Pflegefachperson verursachten Schaden einzutreten. Das hat jedoch seine Grenze, wenn der Fehler so erheblich ist, dass von grober Fahrlässigkeit auszugehen ist. Dann wird die Pflegefachperson zumindest einen Teil des Schadens selbst tragen müssen.

Anders als im Strafrecht ist die Motivlage hier irrelevant. Die Frage ist vielmehr, wie das Verhalten in der Fachgruppe der Pflegefachpersonen bewertet wird. Führt es wegen seiner Fehlerhaftigkeit zu einem \"ungläubigen Kopfschütteln\", wird man in der Regel von einem groben Fehler ausgehen müssen. Das Hinwegsetzen über klare Anweisungen des RKI oder anderer feststehender fachlicher Erkenntnisse ist nach Meinung der Autoren ein solch grober Fehler. Dies gilt konkret für SARS-CoV-2, aber auch bei jeglichen anderen Verstößen gegen pflegerische Standards.

*RA Jan P. Schabbeck, Fachanwalt für Medizinrecht; Thorsten Müller, Dipl. Pflegewirt, RN, MScN (Ludwigshafen)*
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Deutschlands Notfall- und Intensivmediziner bereiten sich auf die schwerste aller Entscheidungen vor: Welchen Patienten im Fall der Fälle intensivmedizinisch behandeln und welchen palliativmedizinisch versorgen, wenn die Intensivbetten und Ressourcen knapp werden? Noch ist es nicht so weit. \"Aber sollten wir in die schwierige Situation kommen, zwischen Patienten entscheiden zu müssen, dann wollen wir gewappnet sein\", sagt Professor Uwe Janssens, Präsident der Deutschen Interdisziplinären Vereinigung für Intensiv- und Notfallmedizin (DIVI) und Chefarzt der Klinik für Innere Medizin und Internistische Intensivmedizin am St.-Antonius-Hospital in Eschweiler. Sieben Fachgesellschaften haben deshalb gemeinsame klinisch-ethische Empfehlungen vorgelegt.

[divi.de](http://www.divi.de)
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Nachdem Nadya Klarmann Anfang März zur neuen Präsidentin der Pflegekammer Niedersachsen gewählt wurde, gibt es mit Tatjana Brauer inzwischen auch eine neue Geschäftsführerin. Die Juristin Brauer war als Justiziarin bereits in der Geschäftsstelle der Pflegekammer beschäftigt und hat die Rechtsabteilung aufgebaut. Der neu gewählte Vorstand möchte mit ihrer Berufung nach eigenen Angaben Ruhe und Stabilität in die Belegschaft bringen. Die Pflegekammer Niedersachsen vertritt mehr als 90.000 Pflegefachpersonen.

[pflegekammer-nds.dr](http://www.pflegekammer-nds.dr)
